
Tenor 

Das Unionsrecht, insbesondere Art. 13 Abs. 2 Buchst. b und Art. 
14c Buchst. b der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 des Rates vom 
14. Juni 1971 zur Anwendung der Systeme der sozialen Sicherheit 
auf Arbeitnehmer und Selbständige sowie deren Familienangehörige, 
die innerhalb der Gemeinschaft zu- und abwandern, in der durch die 
Verordnung (EG) Nr. 1606/98 des Rates vom 29. Juni 1998 ge­
änderten Fassung sowie deren Anhang VII, steht einer nationalen 
Regelung wie der im Ausgangsverfahren in Rede stehenden insoweit 
entgegen, als diese es einem Mitgliedstaat erlaubt, bei der Führung der 
Geschäfte einer in seinem Hoheitsgebiet steuerpflichtigen Gesellschaft 
von einem anderen Mitgliedstaat aus unwiderlegbar zu vermuten, dass 
diese Tätigkeit in seinem Hoheitsgebiet ausgeübt wird. 

( 1 ) ABl. C 179 vom 18.6.2011. 

Urteil des Gerichtshofs (Vierte Kammer) vom 27. 
September 2012 (Vorabentscheidungsersuchen des 
Conseil d'État — Frankreich) — CIMADE, Groupe 
d'information et de soutien des immigrés (Gisti)/Ministre 
de l'Intérieur, de l'Outre-mer, des Collectivités territoriales 

et de l'immigration 

(Rechtssache C-179/11) ( 1 ) 

(Asylanträge — Richtlinie 2003/9/EG — Mindestnormen für 
die Aufnahme von Asylbewerbern in den Mitgliedstaaten — 
Verordnung (EG) Nr. 343/2003 — Verpflichtung, Asylbewer­
bern während der Dauer des Verfahrens zur Aufnahme oder 
Wiederaufnahme durch den zuständigen Mitgliedstaat 
Mindestbedingungen für die Aufnahme zu garantieren — Be­
stimmung des Mitgliedstaats, der die mit der Gewährleistung 
der Mindestbedingungen verbundene finanzielle Belastung zu 

tragen hat) 

(2012/C 366/19) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Vorlegendes Gericht 

Conseil d'État 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: CIMADE, Groupe d'information et de soutien des im­
migrés (Gisti) 

Beklagter: Ministre de l'Intérieur, de l'Outre-mer, des Collectivités 
territoriales et de l'immigration 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Conseil d’État (Frankreich) — 
Auslegung der Richtlinie 2003/9/EG des Rates vom 27. Januar 
2003 zur Festlegung von Mindestnormen für die Aufnahme von 
Asylbewerbern in den Mitgliedstaaten (ABl. L 31, S. 18) und der 
Verordnung (EG) Nr. 343/2003 des Rates vom 18. Februar 
2003 zur Festlegung der Kriterien und Verfahren zur Bestim­
mung des Mitgliedstaats, der für die Prüfung eines von einem 
Drittstaatsangehörigen in einem Mitgliedstaat gestellten Asyl­
antrags zuständig ist (ABl. L 50, S. 1) — Umfang der Pflicht, 

Asylbewerbern während des Verfahrens zur Aufnahme oder 
Wiederaufnahme in dem ersuchten Mitgliedstaat die Gewährung 
der Mindestbedingungen für die Aufnahme zu garantieren — 
Bestimmung des Mitgliedstaats, der die finanzielle Belastung für 
die Gewährung der Mindestbedingungen für die Aufnahme wäh­
rend dieses Zeitraums zu tragen hat 

Tenor 

1. Die Richtlinie 2003/9/EG des Rates vom 27. Januar 2003 zur 
Festlegung von Mindestnormen für die Aufnahme von Asylbewer­
bern in den Mitgliedstaaten ist dahin auszulegen, dass ein mit 
einem Asylantrag befasster Mitgliedstaat die in der Richtlinie 
2003/9 vorgesehenen Mindestbedingungen für die Aufnahme 
von Asylbewerbern auch einem Asylbewerber gewähren muss, bei 
dem er gemäß der Verordnung (EG) Nr. 343/2003 des Rates 
vom 18. Februar 2003 zur Festlegung der Kriterien und Ver­
fahren zur Bestimmung des Mitgliedstaats, der für die Prüfung 
eines von einem Drittstaatsangehörigen in einem Mitgliedstaat 
gestellten Asylantrags zuständig ist, beschließt, einen anderen Mit­
gliedstaat als für die Prüfung des Asylantrags dieses Antragstellers 
zuständigen Mitgliedstaat um dessen Aufnahme oder Wiederauf­
nahme zu ersuchen. 

2. Die Verpflichtung des mit einem Asylantrag befassten Mitglied­
staats, die in der Richtlinie 2003/9 vorgesehenen Mindestbedin­
gungen für die Aufnahme von Asylbewerbern einem Asylbewerber 
zu gewähren, bei dem er gemäß der Verordnung Nr. 343/2003 
beschließt, einen anderen Mitgliedstaat als für die Prüfung des 
Asylantrags dieses Antragstellers zuständigen Mitgliedstaat um 
dessen Aufnahme oder Wiederaufnahme zu ersuchen, endet mit 
der tatsächlichen Überstellung des Asylbewerbers durch den er­
suchenden Mitgliedstaat; die mit der Gewährleistung dieser Min­
destbedingungen verbundene finanzielle Belastung ist vom er­
suchenden Mitgliedstaat zu tragen, den diese Verpflichtung trifft. 

( 1 ) ABl. C 186 vom 25.6.2011. 

Urteil des Gerichtshofs (Zweite Kammer) vom 4. Oktober 
2012 (Vorabentscheidungsersuchen des Administrativen 
sad Sofia-grad — Bulgarien) — Hristo Byankov/Glaven 
sekretar na Ministerstvo na vatreshnite raboti 

(Generalsekretär des Innenministeriums) 

(Rechtssache C-249/11) ( 1 ) 

(Recht der Unionsbürger und ihrer Familienangehörigen, sich 
im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewegen und 
aufzuhalten — Richtlinie 2004/38/EG — Art. 27 — Verwal­
tungsmaßnahme eines Ausreiseverbots wegen Nichtbeglei­
chung einer Schuld gegenüber einer juristischen Person des 
Privatrechts — Grundsatz der Rechtssicherheit hinsichtlich 
bestandskräftig gewordener Verwaltungsakte — Grundsätze 

der Äquivalenz und der Effektivität) 

(2012/C 366/20) 

Verfahrenssprache: Bulgarisch 

Vorlegendes Gericht 

Administrativen sad Sofia-grad
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Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Hristo Byankov 

Beklagter: Glaven sekretar na Ministerstvo na vatreshnite raboti 
(Generalsekretär des Innenministeriums) 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Administrativen sad Sofia-grad 
— Auslegung von Art. 4 EUV in Verbindung mit den Art. 20 
AEUV und 21 AEUV sowie von Art. 52 Abs. 1 der Charta der 
Grundrechte — Auslegung von Art. 27 Abs. 1 sowie von Art. 
31 Abs. 1 und 3 der Richtlinie 2004/38/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 über das Recht 
der Unionsbürger und ihrer Familienangehörigen, sich im Ho­
heitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewegen und aufzuhalten, 
zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 und zur 
Aufhebung der Richtlinien 64/221/EWG, 68/360/EWG, 
72/194/EWG, 73/148/EWG, 75/34/EWG, 75/35/EWG, 
90/364/EWG, 90/365/EWG und 93/96/EWG (ABl. L 158, 
S. 77) — Beschränkungen des Freizügigkeitsrechts — Ver­
fügung, mit der gegen einen Schuldner wegen Nichtbegleichung 
einer Forderung die Verwaltungsmaßnahme eines Ausreisever­
bots verhängt wurde — Grundsatz der Rechtssicherheit hin­
sichtlich bestandskräftiger Verwaltungsakte — Verpflichtung 
der zuständigen Verwaltungsbehörde, eine Überprüfung der 
Rechtmäßigkeit eines Verwaltungsakts vorzunehmen, der nicht 
angefochten und somit bestandskräftig geworden ist, um zu 
gewährleisten, dass keine unverhältnismäßigen Beschränkungen 
des Freizügigkeitsrechts vorliegen 

Tenor 

1. Das Unionsrecht ist dahin auszulegen, dass es der Anwendung 
einer nationalen Bestimmung entgegensteht, die die Auferlegung 
einer Beschränkung des Rechts eines Staatsangehörigen eines Mit­
gliedstaats, sich in der Europäischen Union frei zu bewegen, allein 
aus dem Grund vorsieht, dass er einer juristischen Person des 
Privatrechts einen Betrag schuldet, der über eine gesetzlich fest­
gelegte Grenze hinausgeht und für den keine Sicherheit geleistet 
worden ist. 

2. Das Unionsrecht ist dahin auszulegen, dass es einer Regelung 
eines Mitgliedstaats entgegensteht, wonach ein Verwaltungsverfah­
ren, das zum Erlass eines Ausreiseverbots wie dem im Ausgangs­
verfahren fraglichen geführt hat, das bestandskräftig geworden ist 
und nicht vor Gericht angefochten worden ist, im Fall eines of­
fensichtlichen Verstoßes dieses Verbots gegen das Unionsrecht nur 
unter Voraussetzungen wie den in Art. 99 des Administrativno­
protsesualen kodeks (Verwaltungsverfahrensordnung) abschließend 
aufgeführten wieder aufgenommen werden kann, ungeachtet der 
Tatsache, dass ein solches Verbot gegenüber seinem Adressaten 
weiterhin Rechtswirkungen erzeugt. 

( 1 ) ABl. C 232 vom 6.8.2011. 

Urteil des Gerichtshofs (Dritte Kammer) vom 4. Oktober 
2012 (Vorabentscheidungsersuchen des Juzgado de lo 
Mercantil n o 2 de A Coruña — Spanien) — Germán 
Rodríguez Cachafeiro, María de los Reyes Martínez- 
Reboredo Varela-Villamor/Iberia, Líneas Aéreas de España 

SA 

(Rechtssache C-321/11) ( 1 ) 

(Luftverkehr — Verordnung (EG) Nr. 261/2004 — Aus­
gleichsleistungen für Fluggäste im Fall der Nichtbeförderung 
— Begriff „Nichtbeförderung“ — Annullierung der Bordkarte 
eines Fluggastes durch das Luftfahrtunternehmen wegen un­
terstellter Verspätung eines vorhergehenden, gleichzeitig mit 
dem betreffenden Flug abgefertigten und vom selben 

Luftfahrtunternehmen durchgeführten Flugs) 

(2012/C 366/21) 

Verfahrenssprache: Spanisch 

Vorlegendes Gericht 

Juzgado de lo Mercantil n o 2 de A Coruña 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Germán Rodríguez Cachafeiro, María de los Reyes Mar­
tínez-Reboredo Varela-Villamor 

Beklagte: Iberia, Líneas Aéreas de España SA 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Jugado de lo Mercantil A Co­
ruña — Auslegung von Art. 2 Buchst. j, Art. 3 Abs. 2, Art. 4 
Abs. 3 und der Art. 5 und 7 der Verordnung (EG) Nr. 
261/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
11. Februar 2004 über eine gemeinsame Regelung für Aus­
gleichs- und Unterstützungsleistungen für Fluggäste im Fall 
der Nichtbeförderung und bei Annullierung oder großer Ver­
spätung von Flügen und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) 
Nr. 295/91 (ABl. L 46, S. 1) — Begriff der Nichtbeförderung — 
Verweigerung der Beförderung auf einem Anschlussflug wegen 
der vom Luftfahrtunternehmen zu vertretenden Verspätung des 
ersten Fluges — Zuweisung der Plätze für den Anschlussflug an 
andere Fluggäste in der irrigen Annahme, dass die Fluggäste 
ihren Anschlussflug nicht mehr rechtzeitig erreichen könnten 

Tenor 

Art. 2 Buchst. j der Verordnung (EG) Nr. 261/2004 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 11. Februar 2004 über eine 
gemeinsame Regelung für Ausgleichs- und Unterstützungsleistungen 
für Fluggäste im Fall der Nichtbeförderung und bei Annullierung 
oder großer Verspätung von Flügen und zur Aufhebung der Verord­
nung (EWG) Nr. 295/91 in Verbindung mit Art. 3 Abs. 2 der 
Verordnung Nr. 261/2004 ist so auszulegen, dass der Begriff „Nicht­
beförderung“ auch den Fall erfasst, dass ein Luftfahrtunternehmen im
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